
Infrastruktur

Telefon 0351 / 4910-4202

GrundSB@sab.sachsen.de

Unser Zeichen/Unsere Nachricht vom:
IK2

Dresden, 27.08.2024

Richtlinie Ganztagsinvestitionen

Antrag vom : 04.06.2024
letzte Unterlagen vom : 16.08.2024
Projektnummer : 56
Antragsnummer : 100738172
Kontonummer : 3001075607
Zuwendungsempfänger : Christliches Schulhaus Oßling gGmbH

Wittichenauer Str. 10
01920 Oßling

Kundennummer : 2000003283

Kreisnummer : 625
Vorhabensort : Wittichenauer Straße 25

01920 Oßling / Wóslink

Zuwendungsbescheid

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Sächsische Aufbaubank – Förderbank – (SAB) bewilligt für Ihr Vorhaben folgende
Zuwendung:

Art der Zuwendung : Projektförderung
Art der Finanzierung : Anteilsfinanzierung
Umfang der
zuwendungsfähigen
Ausgaben : EUR 5.748.641,60
Form der Zuwendung : Zuschuss
Fördersatz : 61,00 %
Höhe der Zuwendung
(maximal) : EUR 3.506.639,64

Sächsische Aufbaubank -Förderbank-
Geschäftsadresse Leipzig
Gerberstraße 5, 04105 Leipzig
Postanschrift: 04022 Leipzig
Telefon 0341 70292-0
Fax 0341 70292-4000

Geschäftsadresse Dresden
Pirnaische Straße 9, 01069 Dresden
Postanschrift: 01054 Dresden
Telefon 0351 4910-0
Fax 0351 4910-4000

Vorstand:
Dr. Katrin Leonhardt (Vorsitzende)
Ronald Kothe
Vorsitzender des Verwaltungsrates:
Hartmut Vorjohann
Sächsischer Staatsminister der Finanzen

Gläubiger-ID: DE42ZZZ00000034715
SWIFT/BIC: SABDDE81XXX
USt-ID: DE179593934
Amtsgericht Leipzig
HRA 17804 Sitz: Leipzig
www.sab.sachsen.de
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Seite 2 zum Bescheid vom 27.08.2024

Die Zuwendung wird aus Mitteln der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung gestellt.

Die Abtretung und Verpfändung der Zuwendung an Dritte und die Pfändung sind
ausgeschlossen. Die SAB kann die Auszahlungsansprüche aus diesem Zuwendungsbescheid
mit eigenen Ansprüchen aus anderen Rechtsverhältnissen aufrechnen.

Zuwendungszweck/Zweckbindung

Die Zuwendung ist zweckgebunden für folgendes Vorhaben entsprechend dem in diesem
Bescheid festgelegten Finanzierungsplan zu verwenden.

Vorhabensbezeichnung : Neubau (Ersatzneubau) der Christlichen Grundschule
Oßling

Vorhabensbeschreibung : Errichtung eines zweigeschossigen Gebäudeteils mit zwei
eingeschossigen Anbauten aus vorgefertigten Holzbauteilen
und einem Stahlbetonkern mit Satteldach und Gestaltung
der Außenanlagen

Vorhabensort : Wittichenauer Straße 25
01920 Oßling / Wóslink

Während der Zweckbindungsfrist ist der bestimmungsgemäße Einsatz der aus der Zuwendung
finanzierten Gegenstände / Anschaffungen / Investitionen zu gewährleisten. Sie beginnt mit
Ablauf des Vorhabenszeitraumes und beträgt für

- Infrastruktur und Bauinvestitionen 12 Jahre.

Im Falle der Verlängerung des Vorhabenszeitraums beginnt die Zweckbindungsfrist mit Ablauf
der Verlängerung. Liegt die letzte Auszahlung der Zuwendung nach Ablauf des
Vorhabenszeitraumes, so beginnt die Zweckbindungsfrist mit der letzten Auszahlung.

Der oben genannte Antrag sowie die dazu eingereichten Unterlagen und Erklärungen sind
Bestandteil dieses Bescheides.

Bewilligungs-/Vorhabenszeitraum

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum erstreckt sich vom 01.09.2024 bis 01.08.2026.

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum ist der Zeitraum, in dem das Vorhaben
durchzuführen ist und in welchem die Leistungen erbracht sein müssen, für welche Ausgaben
geltend gemacht werden.

Verzögert sich die Umsetzung des Vorhabens, kann die SAB der Verlängerung des
Vorhabenszeitraumes zustimmen, wenn der Zuwendungsempfänger vor Ablauf des
Vorhabenszeitraumes einen entsprechenden Antrag gestellt hat, der zu begründen ist.
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Seite 3 zum Bescheid vom 27.08.2024

Finanzierungsplan (Ausgaben und Finanzierung)

Folgende vorhabensbezogene Ausgaben werden als zuwendungsfähig anerkannt:

Gesamtausgaben
in EUR

zuwendungsfähige
Ausgaben in EUR

Baumaßnahme KG 700 734.006,46 734.006,46
Gebäude, bauliche Anlagen 4.926.371,65 4.860.493,25
Maschinen, Anlagen, Ausstattung 154.141,89 154.141,89

Summe 5.814.520,00 5.748.641,60

Beantragt wurden Gesamtausgaben in Höhe von 5.875.020,00. Auf Grundlage der am
16.08.2024 eingereichten aktualisierten Kostenübesicht werden Gesamtausgaben in Höhe von
5.814.520,00 EUR bestätigt. Bei der Differenz in Höhe von 60.500,00 EUR handelt es sich um
Bereitstellungszinsen, welche nicht zu den Baukosten zu zählen sind.

In der Kostengruppe 200 sind Kosten in Höhe von 65.878,40 EUR für die öffentliche
Erschließung nicht zuwendungsfähig.

Finanzierung
Betrag in EUR

Zuschuss 3.506.639,64
Eigenmittel 2.307.880,36

Summe 5.814.520,00

Mittelbereitstellung

Es besteht kein Anspruch, die Zuwendung zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erhalten. Der
Zeitpunkt der Auszahlung der Mittel steht unter dem Vorbehalt, dass im jeweiligen Haushaltsjahr
bzw. zum Zeitpunkt, zu dem die Auszahlungsvoraussetzungen vorliegen, ausreichende
Haushaltsmittel verfügbar sind.

Allgemeine Nebenbestimmungen

Die beigefügten Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung
(ANBest-P) sind Bestandteil dieses Bescheides, soweit dieser Bescheid nichts Abweichendes
bestimmt.

Der Bescheid ergeht vorbehaltlich der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
einer Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG.
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Seite 4 zum Bescheid vom 27.08.2024

Besondere Nebenbestimmungen

1 Zur Auszahlung

1.1 Auszahlung Erstattungsprinzip
Für die Auszahlung von Teilbeträgen gilt eine Untergrenze von 10.000 Euro.

Die Auszahlung ist über das im Förderportal von der Bewilligungsstelle bereitgestellte Formular
zu beantragen.

Abweichend von Nummer 7 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sächsischen
Haushaltsordnung oder Nummer 7 der Anlage 3 zur Verwaltungsvorschrift zu § 44 der
Sächsischen Haushaltsordnung (Verwaltungsvorschrift für Zuwendungen des Freistaates
Sachsen an kommunale Körperschaften – VVK) erfolgen die Auszahlungen auf der Grundlage
von Auszahlungsanträgen und aufgrund getätigter Ausgaben (Erstattungsprinzip).

Der letzte Auszahlungsantrag ist gemeinsam mit dem Verwendungsnachweis einzureichen.

1.2 Dingliche Sicherung
Zur dinglichen Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruches (einschließlich
Erstattungszinsen) der SAB ist gemäß den Vorgaben des Vordruckes 60032 zugunsten des
Freistaates Sachsen eine Grundschuld ohne Brief mit 14 % jährlichen Grundschuldzinsen zu
Lasten des geförderten Objektes in Höhe von 3.506.639,64 EUR an rangbereiter Stelle
eintragen zu lassen. Für die Bestimmung der rangbereiten Stelle ist der Grundbuchstand mit
Datum vom 21.08.2024 maßgeblich.

2 Zum Zwischennachweis

2.1 Zwischenverwendungsnachweis
Die Bewilligungsbehörde kann Teilverwendungsnachweise gemäß Nummer 5.3.4 der
Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sächsischen Haushaltsordnung fordern, sofern sich die
Maßnahme über mehrere, in sich selbstständig nutzbare, Bauabschnitte erstreckt. Der
Teilverwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einer Belegliste über die bisher
abgerechneten Ausgaben.
Ergänzende Unterlagen sind über das Förderportal der Bewilligungsbehörde einzureichen.

3 Zum Verwendungsnachweis

3.1 Der Verwendungsnachweis ist entsprechend den beigefügten Nebenbestimmungen und den
Vorgaben der SAB zu führen.

3.2 Belegliste zum VN
Mit dem Verwendungsnachweis ist eine Belegliste über die abgerechneten Ausgaben
einzureichen.

3.3 Betreuung aufgrund von § 16 Absatz 2 des Sächs.SG
Mit dem Verwendungsnachweis ist der Nachweis der Betreuung gemäß § 16 Absatz 2 des
Sächsischen Schulgesetzes sowie der Bildung und Betreuung an Werktagen im Umfang von
acht Stunden täglich, unter Einbeziehung des zeitlichen Umfangs des Unterrichts, einzureichen.

3.4 Gewährleistung des zeitlichen Umfangs
Mit dem Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass Bildung und Betreuung an Werktagen im
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Seite 5 zum Bescheid vom 27.08.2024

Umfang von acht Stunden täglich, unter Einbeziehung des zeitlichen Umfangs des Unterrichts,
angeboten wird.

4 Zu Prüfungsrechten

4.1 Die Bundesrepublik Deutschland und der Freistaat Sachsen, vertreten durch die zuständigen
Dienststellen, die Rechnungshöfe der Bundesrepublik Deutschland und des Freistaates
Sachsen sowie die SAB oder eine von diesen beauftragte Stelle sind berechtigt, die
bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung der Zuwendung beim
Zuwendungsempfänger jederzeit zu prüfen. Prüfungsrechte nach den beigefügten
Nebenbestimmungen bleiben unberührt.

4.2 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, den prüfungsberechtigten Stellen Auskünfte über
das geförderte Vorhaben zu erteilen, Einblick in die Geschäftsunterlagen zu gewähren und bei
Vor-Ort-Überprüfungen den Zugang zu sämtlichen Geschäftsräumen zu ermöglichen.

5 Sonstige vorhabenbezogene Bestimmungen

5.1 Ergeben sich Veränderungen der Angaben aus dem Antrag einschließlich dem
Finanzierungsplan und den eingereichten Unterlagen, die den Zuwendungsempfänger betreffen
oder verlieren einzelne Dokumente ihre Gültigkeit, sind die aktuellen Ausfertigungen
unverzüglich ohne weitere Aufforderung bei der SAB mittels Änderungsanzeige einzureichen.

5.2 Auf die Aufbewahrungsfristen gemäß den Nebenbestimmungen wird ausdrücklich hingewiesen.
Nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften oder aufgrund von im Zuwendungsbescheid
festgelegten Zweckbindungsfristen kann eine längere Aufbewahrungsfrist gelten. Es gilt die
jeweils längere Frist.

5.3 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei Originalbelegen auf Thermopapier, neben dem
Originalbeleg eine Kopie des Beleges aufzubewahren.

5.4 Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union regelt die Verarbeitung
personenbezogener Daten, u.a. durch öffentliche Stellen. Gemäß § 8a Förderbankgesetz des
Freistaates Sachsen (FördBankG) ist die SAB befugt, Daten von Kunden und Antragstellern zu
verarbeiten.

Neben eigenen Daten werden bei Beantragung und Durchführung eines geförderten Vorhabens
ggf. personenbezogene Daten von Dritten erhoben und verarbeitet, die teilweise oder
vollständig an die SAB zu übermitteln sind.

Hinweise zum Datenschutz finden Sie auf unserer Internetseite.

5.5 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, an der Evaluation der geförderten Vorhaben auch
über den Vorhabenszeitraum hinaus mitzuwirken.

5.6 Publizität
Der Zuwendungsempfänger hat auf Bauschildern und in Publikationen, welche das geförderte
Vorhaben betreffen, auf die Förderung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) und das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
hinzuweisen. Dabei ist das Doppellogo des BMFSFJ und des BMBF, das begleitet wird von dem
Passus: „gefördert durch“, zu nutzen. Es darf in der Größe entsprechend dem genutzten
Medium oder der Vorlage seiner Größe nach angepasst werden.
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Seite 6 zum Bescheid vom 27.08.2024

Nach Abschluss der Baumaßnahmen ist mindestens für die Dauer der Zweckbindungsfrist eine
permanente Erläuterung an sichtbarer Stelle anzubringen. Diese enthält mindestens das oben
genannte Doppellogo des BMFSFJ und BMBF, begleitet durch den Passus „gefördert durch“.

Das Doppellogo des BMFSFJ und BMBF kann auf der Homepage des Sächsischen
Staatsministeriums für Kultus heruntergeladen werden.

Alle Veränderungen der Bildwortmarke (andere Schrift, Drehen oder Verzerren) verfälschen den
Charakter und sind daher unzulässig. Das Logo muss immer auf weißem Grund stehen und
braucht einen gewissen Freiraum, die sog. Schutzzone. Die Schutzzone ergibt sich aus dem
Abstand eines Adlerelements, welches einen ausreichenden Weißraum um das Logo herum
gewährleistet. Diese klar definierte Schutzzone ist bei allen Anwendungen einzuhalten.

Weitere Hinweise können dem Style-Guide der Bundesregierung (Link: https://styleguide.
bundesregierung.de/sg-de/basiselemente/bildwortmarke) entnommen werden.

5.7 Förderfähigkeit
Die Zuwendung wird unter der Auflage gewährt, dass die Voraussetzungen für eine
Ganztagsgrundschule während der gesamten Laufzeit der Zweckbindungsfrist erfüllt sind. Dies
ist dann der Fall, wenn für die Dauer der Zweckbindung:
a) die Schule mit einem Hort aufgrund einer verbindlichen Kooperationsvereinbarung
zusammenarbeitet oder die Betreuung aufgrund von § 16 Absatz 2 des Sächsischen
Schulgesetzes stattfindet und
b) die Schule über die Absicherung der Unterrichtsversorgung gemäß den Sächsischen
Lehrplänen hinausgehende, unterrichtsergänzende, der zeitgemäßen, rhythmisierten
ganztägigen Bildung und Betreuung von Schülerinnen und Schülern der Klassenstufen 1 bis 4
dienende Bildungsangebote vorhält.
Die Voraussetzungen nach Satz 2 sind nur dann erfüllt, wenn die Bildung und Betreuung an
Werktagen im Umfang von acht Stunden täglich, unter Einbeziehung des zeitlichen Umfangs
des Unterrichts, angeboten wird.

Nachfolgende Ausgaben sind nicht zuwendungsfähig:
- Kosten für öffentliche Erschließung
- Übergangsmaßnahmen und provisorische Maßnahmen
- Personal- und Sachausgaben
- Umsatzsteuerbeträge, die als Vorsteuer abziehbar sind,
- Ausgaben, die ein anderer als der Träger der Maßnahme zu tragen verpflichtet ist,
- Ausgaben für den Betrieb,
- Ausgaben für die Kapitalbeschaffung und Zwischenfinanzierung,
- Ausgaben für Leistungen, die außerhalb des Bewilligungszeitraumes erbracht wurden.
- Ausgaben für Behelfsbauten und das Herrichten von Ausweichobjekten
- Sicherheitseinbehalte zur Durchsetzung von Gewährleistungsansprüchen, ausgenommen
solche, die bis zum Ende des Bewilligungszeitraumes zu zuwendungsfähigen Ausgaben geführt
haben.

Eine gleichzeitige Finanzierung der geförderten Maßnahme mit anderen Bundes-, EU- oder
Landesmitteln ist unzulässig.

5.8 Vorhaltung von Bildungs- und Betreuungsangeboten
Gemäß Ziffer VI Nr. 2 der Richtlinie GanzInvest ist vom Zuwendungsempfänger für die gesamte
Laufzeit der Zweckbindungsfrist zu gewährleisten, dass die Schule auf Grundlage einer
verbindlichen Kooperationsvereinbarung mit einem Hort zusammenarbeitet oder Betreuung
aufgrund von § 16 Abs. 2 SächsSchulG stattfindet und die Schule über die Absicherung der
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Seite 7 zum Bescheid vom 27.08.2024

Unterrichtsversorgung hinausgehende, unterrichtsergänzende, der zeitgemäßen, rhythmisierten
ganztägigen Bildung und Betreuung von Schülerinnen und Schülern der Klassenstufen 1 bis 4
dienende Bildungsangebote vorhält.

Begründung

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt auf der Grundlage
- des oben genannten Förderantrages
- der Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus zur Gewährung von

Zuwendungen für Investitionen in ganztägige Bildungs- und Betreuungsangebote von
Kindern im Grundschulalter (Richtlinie Ganztagsinvestitionen – RLGanzInvest)  vom
29.09.2023, veröffentlicht am 19.10.2023 im SächsABl. 2023 Nr. 42, S. 1387

- der §§ 23, 44 und 44a der Sächsischen Haushaltsordnung (SäHO) sowie den allgemeinen
Verwaltungsvorschriften zur SäHO (VwV-SäHO zu §§ 23, 44 und 44a)

Hinweise zu subventionserheblichen Tatsachen

Der Zuwendungsempfänger wird auf die im Antrag enthaltenen subventionserheblichen
Tatsachen hingewiesen. Sofern sich die Tatsachen, von denen die Bewilligung, Gewährung,
Weitergewährung, Inanspruchnahme oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind
(subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB)) gegenüber den
Angaben im Antrag und allen sonstigen eingereichten Unterlagen ändern, ist der
Zuwendungsempfänger verpflichtet, dies der SAB unverzüglich anzuzeigen. Auf die
Offenbarungspflicht gemäß § 3 SubvG wird ausdrücklich hingewiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist schriftlich, zur Niederschrift oder in einer sonstigen in § 70 Abs. 1
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung genannten Form bei der Sächsischen Aufbaubank
– Förderbank – mit Sitz in Leipzig einzulegen. Der Widerspruch kann fristwahrend auch
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Sächsischen Aufbaubank – Förderbank – am Standort
Dresden eingelegt werden.

Bitte beachten Sie, dass die Einlegung des Widerspruchs mittels E-Mail oder per Mitteilung über
das Förderportal nur formgerecht ist, wenn sie eine Signatur enthält, die den Anforderungen des
§ 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes entspricht.

Hinweise zum Widerspruchsverfahren

Ein Widerspruchsverfahren ist nach dem Sächsischen Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG)
kostenpflichtig, wenn dem Widerspruch nicht vollständig stattgegeben wird. Dies gilt nicht für
Widerspruchsführer, die nach dem SächsVwKG persönlich gebührenbefreit sind.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Sächsische Aufbaubank - Förderbank -

Dieses Schreiben wurde automatisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.

Anlagen
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Seite 8 zum Bescheid vom 27.08.2024

- Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P)

Hinweis:
Informationen zum Förderprogramm und die SAB-Formulare können unserem Internetauftritt
oder dem Förderportal entnommen werden (www.sab.sachsen.de).
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